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Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2189 — in der aus der anliegen- 
den Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunchmcn. 


Bonn, den 6. Juni 1956 


Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr, Wellhausen Dr. Eckhardt 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Ergänzung 
des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden 

- Drucksache 2189 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 66 erhält folgende Fassung: 

»§ b6 

(1) Der Entschädigungsanspruch nach 
§ 63 vermindert sich um die Beträge, die 
der Schuldner als Ausgleichsabgaben 
nach dem Lastenausgleichsgesetz mehr zu 
zahlen hätte, wenn die Verbindlichkeit 
nach § 16 des Umstellungsgesetzes zu be- 
handeln wäre. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 
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Entwurf 

(2) Die Beträge werden von den für 
die Veranlagung der Lastenausgleichsab- 
gaben zuständigen Finanzämtern festge- 
stellt. Der darüber zu erteilende Be- 
scheid gilt als Feststellungsbescheid im 
Sinne der Reichsabgabenordnung.“ 

2. § 71 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Flat die Oberfinanzdirektion über 
den Entschädigungsanspruch entschie- 
den, so kann die Klage wegen des Ent- 
schädigungsanspruchs nur binnen eines 
Jahres nach der Zustellung der Entschei- 
dung erhoben werden. Diese Frist ist 
eine Notfrist im Sinne der Zivilprozeß- 
ordnung.“ 


3. § 112 Abs. 3 wird aufgehoben. 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


2. unverändert 


2 a. § 109 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. an die Stelle von Teil II des Um- 
stellungsgesetzes Teil II der Berliner 
Umstellungsverordnung vom 4. Juli 
1948 in Verbindung mit §§ 5 und 6 
des Gesetzes über die Umstellung 
von Grundpfandrechten und über 
Aufbaugrundschulden in der Fas- 
sung vom 15. Januar 1953 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin 
S, 63), an die Stelle von § 13 Abs. 3 
des Umstellungsgesetzes Artikel 11 
Nr. 26 der Umstellungsverordnung 
und an die Stelle von § 16 des Um- 
steüungsgesetzes Artikel 14 Nr. 32 
der Umstellungsverordnung;“. 

3. unverändert 

Artikel I a 

Die Frist des § 71 Abs. 3 beginnt mit dem 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes, wenn 
die Oberfinanzdirektion bereits vor diesem 
Zeitpunkt über den Entschädigungsanspruch 
entschieden hat. 

Artikel II 
unverändert 


Artikel III 
unverändert 





